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Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + w + Zu beziehen durch alle Poſt. 
darf, im allgemeinen monat⸗ 6 * es anſtalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe von Expedition des Blattes 
vierteljährlich 2 Goldmark. 

der 


Berlin WS, Mauerſtraße 44. 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
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J. Perſönliche Angelegenheiten. 


, Der Regierungsrat im Miniſterium für Handel und Gewerbe Dr. Leeſer iſt zum 
Oberregierungsrat daſelbſt ernannt worden. 


. Der Regierungsrat bei der Phyſikaliſch-Techniſchen Reichsanſtalt Dr. Walter Block 
iſt zum Eichungsdirektor ernannt; ihm iſt die Stelle des Eichungsdirektors für die 
Provinz Oſtpreußen übertragen. 

. . ³˙ V 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. Juni 1925 Nr. ZB.1 1398, betr. Poſtſendungen mit ungenügender 
und unleſerlicher Angabe der Beſtimmungsanſtalt. 
Auf Erſuchen des Herrn Reichspoſtminiſters wird auf folgendes hingewieſen: 
„ Poſtſendungen mit ungenügender und unleſerlicher Angabe der Be— 
ſtimmungspoſtanſtalt ſind meiſt Fehlleitungen und damit Verzögerungen ausgeſetzt. 
Um dies zu vermeiden, iſt es nötig, den Ortsnamen groß und deutlich und genau der 
poſtamtlichen Bezeichnung entſprechend mit dem ihm zur Unterſcheidung von anderen Orten 
beigelegten Zuſatz, der aus den Aufgabeſtempeln erſichtlich iſt, ohne Abkürzung anzugeben 
und im Kopf der Briefbogen, Briefumſchläge, Rechnungen uſw. den Poſtort in derſelben 


Weiſe und außerdem die Wohnung niederzuſchreiben oder vordrucken zu laſſen. Bei 
Sendungen nach großen Städten mit mehreren Zuſtellpoſtanſtalten iſt außerdem hinter der 
Ortsbezeichnung die Nummer der Zuſtellpoſtanſtalt und bei Berlin auch der Poſtbezirk 
(W, N, NO uf.) anzugeben. Das vom Reichspoſtminiſterium herausgegebene Verzeichnis 
der Poſtanſtalten, Eiſenbahn⸗, Kraftwagen⸗, Luftverkehr⸗ und Dampfſchiffſtationen uf. 
enthält alle Poſtorte mit den zuſätzlichen Bezeichnungen und iſt für 2,40 RM durch Ver⸗ 
mittlung jeder Poſtanſtalt käuflich.“ 
Eine weitere Mitteilung folgt nicht. 


J. A.: Römhild. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Erl. d. M. f. H. vom 6. Juni 1925 Nr. IIb 6030, betr. Verzeichnis der ausländiſchen 
Konſuln im Deutſchen Reich. 

Vom Auswärtigen Amt iſt das „Verzeichnis der ausländiſchen Konſuln im Deutſchen 

Reich“ nach dem Stande vom April 1925 neu herausgegeben worden. Das Verzeichnis 

kann im Buchhandel vom Verlage E. S. Mittler & Sohn, Berlin, Kochſtr. 68, bezogen werden. 


J. A.: Römhild. 


An die Induſtrie- und Handelskammern, ſowie die Korporation der Kaufmannſchaft in 
Stettin, den Landesausſchuß der Preußiſchen Induſtrie- und Handelskammern und den 
Außenhandels verband. 


Erl. d. M. f. H. vom 19. Juni 1925 Nr. IIb 6401, betr. Verzeichnis der Deutſchen 
Geſandtſchaften, Konſulate und Paßſtellen. 
Vom Auswärtigen Amt iſt das „Verzeichnis der Deutſchen Geſandtſchaften, Konſulate 
und Paßſtellen“ nach dem Stande vom Mai 1925 neu herausgegeben worden. 
Das Verzeichnis kann im Buchhandel vom Verlage Carl Heymann, Berlin WS, 
Mauerſtr. 44, bezogen werden. 
e Bail. 


1. An ſämtliche Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 
2. An die Induſtrie- und Handelskammern, den Landesausſchuß der Preußiſchen Induſtrie⸗ 
und Handelskammern und den Außenhandelsverband. 


— — — 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Maklerordnung für die Schifferbörſe zu Duisburg⸗Ruhrort. 
3. Nachtrag zur Maklerordnung für die Schifferbörſe zu Duisburg-Ruhrort 
vom 11. März 1899. 

An Stelle der Worte „Goldmark“ und „Goldpfennig“ treten die Worte „Reichsmark“ 
und „Reichspfennig“. 

Berlin, den 8. Juni 1925. 

(Siegel.) Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIb 6018. J. A.: Lippert. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Erl. d. M. f. H. vom 11. Juni 1925 Nr. III 4535, betr. Pferdehandel. 


Auf den Bericht vom 3. Januar d. J. Nr. 6253 P. VI, 
betr. Pferdehandel. 
Das Oberverwaltungsgericht hat in wiederholten Entſcheidungen (vgl. Gewerbearchiv 
Bd. 3 S. 428, Bd. 6 S. 269 und ErgBd. 1 S. 170) die Vorſchrift des § 35 Abſ. 3 der 
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Gewerbeordnung, wonach der Viehhandel zu unterſagen iſt, wenn Tatſachen vorliegen, 
welche die Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in bezug auf dieſen Gewerbebetrieb 
dartun, auch auf den Pferdehandel bezogen. Ich erſuche Sie daher, die Polizeibehörden 
anzuweiſen, auch bei Pferdehändlern gemäß Ziffer 60 der Ausführungsanweiſung zur 
Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 (HM Bl. S. 123) zu verfahren. 


J. A.: Gerbaulet. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Königsberg 
und zur gleichmäßigen Beachtung 
an die übrigen Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Erl. d. M. f. V. d. M. f. L. u. d. M. f. H. vom 18. April 1925 Nr. IM II 777/25, V 5757 
Mef, L., D. u. F., II h 4252 M. f. H., betr. Grundſätze für die Beurteilung eines Waſſer⸗ 
zuſatzes zu Hack- oder Schabefleiſch ſowie zu Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten. 

Der Deutſche Fleiſcherverband hatte aus Anlaß von zahlreichen Strafverfahren wegen 
angeblich übermäßigen Waſſerzuſatzes zu ſolchen Würſten, bei deren Unterſuchung die fo- 
genannte Feder'ſche Zahl angewendet worden iſt, beim Reichsgeſundheitsamt angeregt, über 
die Zuverläſſigkeit dieſer Zahl Erhebungen mit Sachverſtändigen und Intereſſenten eine 
für eine einheitliche Regelung geeignete Grundlage zu ſchaffen. 

Die vom Reichsgeſundheitsamt über die Zuverläſſigkeit der ſogenannten Feder'ſchen 
Zahl für die Beurteilung eines Waſſerzuſatzes zu Hack- oder Schabefleiſch ſowie zu Fleiſch⸗ 
brühwürſten und Fleiſchkochwürſten geführten Verhandlungen haben nunmehr zu einer hin⸗ 
länglichen Übereinſtimmung mit den Sachverſtändigen aus dem Fleiſchergewerbe und der 
Fleiſchwareninduſtrie geführt. Auf Grund dieſer Vereinbarungen hat das Reichsgeſundheits⸗ 
amt Grundſätze für die Beurteilung eines Waſſerzuſatzes zu den genannten Fleiſchwaren 
aufgeſtellt und zugleich eine genaue Anweiſung für die Probeentnahme und für die chemiſche 
Unterſuchung dieſer Waren ausgearbeitet. Die Entwürfe der vorgenannten „Grundſätze“ 
und der Anweiſung“ haben einigen Mitgliedern des Reichsgeſundheitsrats vorgelegen und 
deren Zuſtimmung gefunden. 


In den Anlagen überſenden wir je einen Abdruck 


a) der Grundſätze für die Beurteilung eines Waſſerzuſatzes zu Hack- oder nage. 


Schabefleiſch ſowie zu Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten, 

b) der An weiſung zur Probeentnahme und chemiſchen Unterſuchung von 
Hack. oder Schabefleiſch, von Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten für die 
Feſtſtellung und Beurteilung ihres Waſſergehaltes“) und 

6) einer Erläuterung des Reichsgeſundheitsamts zu a) und b*) zur ge- 
fälligen Kenntnis. 


5 Im Einvernehmen mit dem Reichsgeſundheitsamt und dem Herrn Reichsminiſter des 
Innern ſind wir der Auffaſſung, daß bei einer einheitlichen Beachtung und Befolgung der 
Grundſätze und der Anweiſung nunmehr die Grundlage geichaffen iſt, um einerſeits den 
öffentlichen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalten ein brauchbares Hilfsmittel zur Bekämpfung 
eines Waſſerzuſatzes bei Hack- oder Schabefleiſch und eines übermäßigen Waſſergehaltes in 
Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten an die Hand zu geben, und um andererſeits 
auch dem Fleiſchergewerbe und der Fleiſchwaren induſtrie Schutz vor nicht hin— 
reichend begründeten oder gar unberechtigten Beanſtandungen und Anklagen zu bieten. Wir 
erfuchen daher ergebenſt, die öffentlichen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalten, für die 
Abdrucke dieſes Exlaſſes beiliegen, anzuweiſen, künftig nach dieſen „Grundſätzen“ und nach 
der „Anweiſung“ zu verfahren. Je ein weiterer Abdruck liegt für den dortigen Medizinal⸗ 
und Veterinär Fachbearbeiter bei. 

Zugleich bemerken wir, daß das Reichsgeſundheitsamt beabſichtigt, das geſamte Unter- 
ſuchungsmaterial aus den in 12 verſchiedenen Städten des Reiches angeſtellten Verſuchen 
zur Feſtſtellung der Zuverläſſigkeit der ſogenannten Feder'ſchen Zahl, das als Grundlage 
für die Ausarbeitung der „Grundſätze“ und der „Anweiſung“ gedient hat, demnächſt in 
einer Abhandlung zu veröffentlichen. 

„Weiter erſuchen wir, dafür Sorge tragen zu wollen, daß möglichſt bald durch poli- 
zeiliche Maßnahmen Feſtſetzungen über den höchſtzuläſſigen Waſſerzuſatz in den verkaufs⸗ 


*) Hier nicht veröffentlicht. 
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fertigen Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten nach Anhörung der beteiligten Kreiſe 
(der öffentlichen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalten, der beamteten und der an der 
Nahrungsmittelüberwachung beteiligten Tierärzte und Fleiſcherinnungen) getroffen 
werden. Je 3 Abdrucke dieſer polizeilichen Maßnahmen ſind mir, dem Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt, zu überſenden. Einheitliche Feſtſetzungen über den höchſtzuläſſigen Waſſerzuſatz 
in den verkaufsfertigen Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten für das ganze Staats⸗ 
gebiet zu treffen, iſt im Hinblick darauf, das die Verhältniſſe im Verkehr mit den in 
Betracht kommenden Wurſtwaren in den verſchiedenen Teilen Preußens nicht einheitlich liegen, 
ſogar nicht einmal die Bezeichnung derſelben Wurſtarten überall dieſelbe iſt, und weiter die 
Herſtellung beſtimmter nur in gewiſſen Gegenden in den Verkehr gelangender Wurſtſorten 
in Frage kommt, nicht angängig. Immerhin dürfte ſich aber vorausſichtlich für mehrere 
größere Bezirke (Regierungsbezirke oder Provinzen) der Erlaß gleichlautender Maßnahmen 
erreichen laſſen. 

Dieſer Erlaß gelangt im Miniſterialblatt „Volkswohlfahrt, im Miniſterialblatt für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und im Miniſterialblatt der Handels- und Gewerbe⸗ 
verwaltung“ zur Veröffentlichung. 


Zugleich im Namen der Herren Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt 
J. V.: Scheidt. 


Anlage. 


Grundſütze für die Beurteilung eines Waſſerzuſatzes zu Hack- oder Schabelleiſch 
ſowie zu Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten. 
A. Allgemeine Grundſätze. 

Ein Zuſatz von Waſſer zu Hackfleiſch oder Schabefleiſch iſt unzuläſſig und als 
Verfälſchung im Sinne des § 10 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 14. Mai 1879 (RGBl. 
S. 145) anzuſehen. 

Hingegen iſt ein Waſſerzuſatz (Schüttung) bei der Herſtellung von Fleiſchbrüh— 
würſten, wie z. B. Wiener⸗, Bock⸗, Frankfurter⸗Würſtchen, herkömmlich und zuläſſig. Die 
Höhe der Schüttung iſt je nach der Wurſtart, den örtlichen Gebräuchen und der Art des 
verwendeten Fleiſches verſchieden. 

Auch bei Fleiſchkochwürſten, wie z. B. Schinken⸗, Lyoner⸗ Mortadellawurſt, iſt 
ein Waſſerzuſatz vielfach ortsüblich und in ſolchen Fällen zuläſſig; er iſt jedoch erheblich 
geringer, als bei den Fleiſchbrühwürſten. 

Da ſich für den höchſtzuläſſigen Waſſerzuſatz bei allen hier in Betracht kommenden 
Wurſtarten nach Lage der Verhältniſſe einheitliche Feſtſetzungen nicht treffen laſſen, ſo gelten 
bis auf weiteres die örtlichen Feſtſetzungen und in Ermangelung ſolcher der örtliche Brauch 
des reellen Gewerbes. Maßgebend für die Beurteilung eines unzuläſſigen Waſſerzuſatzes 
iſt nicht die dem Wurſtgut zugeſetzte Waſſermenge, ſondern der in der verkaufsfertigen, feil- 
gehaltenen oder verkauften Ware vorhandene übermäßige Waſſergehalt. 


B. Grundſätze für die Beurteilung des durch die chemiſche Unterſuchung feſt— 
geſtellten Waſſergehaltes. 
1. Bei Hackfleiſch und Schabefleiſch. 

a) Wird nach dem in der Anlage angegebenen Verfahren das Verhältnis von Waſſer 
zum organiſchen Nichtfett (Feder'ſche Zahl) in Had- oder Schabefleiſch aus Rind- 
fleiſch bis zu 4 und im Hackfleiſch aus Schweinefleiſch bis zu 4,5 gefunden, ſo 
iſt auf Grund lediglich dieſer Feſtſtellungen wegen eines etwaigen Waſſerzuſatzes 
nichts zu veranlaſſen. 

Gemiſche von Rind- und Schweinehackfleiſch find hinſichtlich dieſer beiden 
beuten nach dem Anteil an den beiden Fleiſcharten in dem Gemiſch zu 
eurteilen. 

b) Werden die unter a) genannten Zahlen überſchritten, ſo liegt je nach der Höhe 
der Überſchreitung ein mehr oder weniger großer Verdacht vor, daß dem Fleiſch 
Waſſer zugeſetzt iſt. Der Herſteller iſt von dem Unterſuchungsbefund zu benach⸗ 
richtigen und gegebenenfalls zu verwarnen; eine Beanſtandung iſt jedoch erſt 
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dann auszusprechen, wenn durch wiederholte Kontrolle des verdächtigen Betriebes 

oder durch Unterſuchung einer Vergleichsprobe, d. h. einer Probe aus den gleichen 

Muskelgruppen desſelben Tieres, aus denen das Hack- oder Schabefleiſch hergeſtellt 

war, oder durch ſonſtige Beweismittel der Nachweis des Waſſerzuſatzes erbracht iſt. 
2. Bei Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten. 

Bei den Fleiſchbrühwürſten und Fleiſchkochwürſten bildet die Verhältniszahl 4 
ein brauchbares Hilfsmittel für die Berechnung des in der verkaufsfertigen, 
feilgehaltenen oder verkauften Ware vorhandenen Übermaßes an Vaſſer. 
Ergibt ſich nach dieſer Berechnung ein Übermaß an Waſſer, daß um mehr als 
2% über den zuläſſigen Waſſerzufatz hinausgeht, fo ift die Wurſt als mit über- 
mäßigen Mengen Waſſer hergeſtellt anzuſehen, jedoch erſt zu beanſtanden, nachdem 
durch wiederholte Kontrolle des verdächtigen Betriebes oder durch ſonſtige Beweis⸗ 
mittel eine wiederholte Überſchreitung des zuläſſigen Waſſergehaltesnachgewieſen iſt. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung von verlorengegangenen und zurück⸗ 
gezogenen Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheinen. 

Die von dem Gewerberat in Königsberg! für den Beſitzer Friedrich Böttcher aus 
Krattlau Kr. Fiſchhauſen unter Nr. 21 des Verzeichniſſes, von dem Gewerberat in Hagen 
für den Fuhrmann Karl Brauns in Bommern unter Nr. 36 (Muſter O) von dem Gewerbe⸗ 
rat in Witten für den Bruchmeiſter Anton Cumann in Witten unter Nr. 18 (Muſter A), 
von dem Bergrevierbeamten in Witten für den Revierſteiger Auguſt Raſche in Witten 
unter Nr. 2 (Muſter B) und von dem Bergrevierbeamten in Hamm i. W. für den Betriebs⸗ 
führer Albert Feldmann aus Ibbenbüren unter Nr. 7 ausgeſtellten Sprengſtoff-Crlaubnis⸗ 
ſcheine ſind verlorengegangen und werden hiermit für ungültig erklärt. Die von dem 
Gewerberat in Hagen für den Schießmeiſter Auguſt Dreiner in Hagen⸗Delſtern unter 
Nr. 3 (Muſter 0), von dem Gewerberat in Liegnitz für den Stellenbeſitzer Paul Hübner 
in Paritz Kr. Bunzlau unter Nr. 36 (Muſter O), von dem Gewerberat in Hirſchberg für 
den Vorarbeiter Heinrich Förſter in Cunnersdorf i. Fa. H. Kühn & Sohn in Hirſchberg 
Hl Nr. 13 und von der Polizeiverwaltung Bad Kreuznach für den Schießmeiſter Carl 
Mannertz in Kreuznach ohne Nr. (Muſter G) ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine 
find wegen Unzuverläſſigkeit der Scheininhaber, die von dem Bergrevierbeamten in Weil- 
burg für den Betriebsführer Chriſtian Möller aus Laubuseſchbach Kr. Oberlahn unter 
Nr. 6 (Muſter B) und von dem Bergrevierbeamten in Witten für den Betriebsführer Wilhelm 
Oſthus in Hiddinghauſen I unter Nr. 8 (Muſter B) ausgeſtellten Scheine wegen Einſtellung 
der Betriebe, der von dem Landrat des Kreiſes Monſchau für den Steinbrecher Franz 
Bartot in Rott unter Nr. 65 (Muſter C) ausgeſtellte Schein zur Verringerung der Anzahl 
der Scheine für den Steinbruch der Frieſenrather Kalkwerke in Aachen-Sief und die von 
dem Gewerberat in Gelſenkirchen für den Schießmeiſter Gerhard Behrens in Wattenſcheid 
unter Nr. 1 (Muſter C), von dem Gewerberat in Trier I für den Betriebsleiter Michel 
Düro in Saarhauſen unter Nr. 9 (Muſter C), von dem Gewerberat für den Kreis Mett⸗ 
mann in Vohwinkel für den Steinbrecher Friedrich Schierenberg ll in Wülfrath (Muſter B), 
von dem Gewerberat in Düſſeldorf⸗Land für den Schießmeiſter Hermann Klöckner in 
Millrath unter Nr. 12 (Muſter B), von dem Bergrevierbeamten in Hattingen für den ſtell⸗ 
vertretenden Betriebsführer Heinrich Asbach in Weitmar b. Bochum unter Nr. 8 (Muſter B), 
von dem Bergrevierbeamten des Bergreviers Daaden-Kirchen in Betzdorf für den Betriebs⸗ 
führer Lohf zu Schutzbach unter Nr. 5, von dem Bergrevierbeamten in Caſſel für den 
Betriebsführer Toſt des Kaliwerkes Königshall⸗Hindenburg in Beyershauſen b. Nörten 
unter Nr. 2 und von dem Bergrevierbeamten in Halle a. S. für den Bergverwalter und 
Betriebsführer Auguſt Kerſtein in Plömnitz (Anhalt) unter Nr. 1 (Muſter B) ausgeſtellten 
Scheine find wegen Ausſcheidens der Inhaber aus ihrer Stellung zurückgezogen worden 
und haben ihre Gültigkeit verloren. 

Berlin, den 9. Juni 1925. 


Zugleich für den Miniſter des Innern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: von Meyeren. 
III 4872 M. f. H. — 101. — 110 778 M. d. J. 


— EEE TE 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 10. Juni 1925 Nr. III 3682, Vb 7. 15. 1490, 1 0, betr. Probefahrten 
von für das Ausland gebauten Lokomotiven. 

Einer von mir gegebenen Anregung entſprechend hat der Herr Präſident der Reichs⸗ 
arbeitsverwaltung mit Zuſtimmung des Herrn Reichsverkehrsminiſters und der Länder 
Grundſätze für eine gleichmäßige Behandlung von Lokomotiven, die im Deutſchen Reich 
für das Ausland gebaut und zwecks Erprobung in Deutſchland in Betrieb genommen 
werden, zuſammengeſtellt und den Regierungen der Länder überſandt. Ich erſuche, die 
nachſtehend wiedergegebenen Grundſätze, deren Nr. 3 in hen Abſätzen 2 und 3 noch Zufäke 
für die privaten Eiſenbahnen des allgemeinen Verkehrs (Art. 95 der Reichs verfaſſung) und 
für Kleinbahnen erhalten hat, vorkommendenfalls zu beachten: 

„1. Auf Lokomotiven, die in Deutſchland für das Ausland gebaut werden, finden 
die allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Land: 
dampfkeſſeln vom 17. Dezember 1908 (RGBl. 1909 S. 3) keine Anwendung. 
Von der geſetzlich erforderlichen Genehmigung dieſer Keſſel gemäß § 24 Abſ. 1 G8. 
und von der vorgeſchriebenen Abnahmeunterſuchung gemäß 8 24 Abſ. III GO. 
wird abgeſehen, 

2. vor der Probefahrt von für das Ausland gebauten Lokomotiven muß jedoch 
feſtgeſtellt werden, daß die Lokomotivkeſſel eine genügende Sicherheit für die 
Inbetriebnahme bieten. Dieſe Feſtſtellung kann durch geeignete Beauftragte 
der ausländiſchen Beſteller oder durch ſonſtige Sachverſtändige vorgenommen 
werden, die bereits in ausreichendem Umfange ſelbſtändig Keſſelprüfungen 
ausgeführt haben. 

3. Werden die Lokomotiven auf eigenen Rädern über Reichsbahnſtrecken befördert, 
oder ſollen die Probe- oder Verſuchsfahrten nicht ausſchließlich auf Privat- 
gleiſen des Werkes, ſondern unter Benutzung von Reichsbahnſtrecken ausgeführt 
werden, ſo werden die entſprechenden Anordnungen von der Reichs bahn⸗ 
Geſellſchaft getroffen. 

Für Eiſenbahnen des allgemeinen Verkehrs, die nicht vom Reiche ver— 
waltet werden (Artikel 95 der Reichsverfaſſung) gelten dieſelben Beſtimmungen. 

Für Kleinbahnen werden die erforderlichen Anordnungen von den zu⸗ 
ſtändigen Kleinbahnaufſichtsbehörden getroffen.“ 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für 

(bei a:) die Oberregierungs- und 'gewerberäte, die Regierungs- und Gewerberäte 
und die Gewerberäte, 

ferner für die Regierungspräſidenten in Königsberg, Stettin, Schleswig und 
Aurich: ſowie die Vorſtände der Maſchinenbauämter, 

für Potsdam: ſowie die Verwaltung der märkiſchen Waſſerſtraßen, 

(bei d:) die mit der Dampfkeſſelaufſicht beauftragten höheren maſchinentechniſchen 
Baubeamten 

ſind in der erforderlichen Anzahl beigefügt. 
(Zuſatz für die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungs vereine) 

Ferner liegen Abdrucke zur Verſtändigung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine in der 
erforderlichen Anzahl (5 für jeden Verein) bei, 


J. A.: von Meyeren. 


An a) die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und 
den Herrn Verbandspräfidenten des Siedelungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in 
Eſſen (Ruhr), 

b) die Reichs bahndirektionen (Kleinbahnaufſicht), 

c) die Oberbergämter und 

d) die Herren Oberpräſidenten in Breslau (Oderſtrombauverwaltung), in Magdeburg 
(Elbſtrombauverwaltung), in Münſter i. W. (Dortmund⸗Ems⸗Kanalverwaltung), 
in Gohlenz (Rheinſtrombauverwaltung), ferner die Kanalbaudirektion Eſſen, die 
Waſſerſtraßendirektion Hannover und die Verwaltung der. Duisburg⸗Ruhrorter 
Häfen zur Verſtändigung der mit der Dampfkeſſelaufſicht betrauten höheren 


maſchinentechniſchen Baubeamten. 


145 


Erl. d. M. f. H., d. F. M. u. d. M. f. V. vom 5. Juni 1925 Nr. III 1221 M. f. H., 
IIIB 1. 219 F. M., II 9. 351 M. f. V., betr. Sicherheitsvorſchriften für Niederdruck⸗ 
Warmwaſſerheizanlagen. 


Einer Anregung aus den Kreiſen der Zentralheizungsinduſtrie entſprechend werden 
die zurzeit geltenden Beſtimmungen über die Einrichtung von Niederdruck-Warmwaſſerheiz⸗ 
anlagen unter gleichzeitiger Aufhebung der Erlaſſe vom 10. Februar 1914 — III 1108713 
M. f. H., III 420 B M. d. ö. A. — (HMBl. S. 75), vom 8. Juli 1915 — III 2231 U M. f. H., 
III 1421 BI M. d. ö. A. — (HMBl. S. 161) und vom 15. März 1921 — III 756 M. f. H., 
III 6. 82 FM., II 9. 246 M. f. V. — (HM Bl. S. 67) wie folgt einheitlich zuſammengefaßt: 

Die Ausführung der Anlagen muß ſo erfolgen, daß ihre offene Verbindung mit der 
Atmoſphäre unter allen Umſtänden gewährleiſtet wird, daß alſo nicht einzelne Teile der 
Rohrleitungen, die dem Zweck der offenen Verbindung mit der Atmoſphäre dienen, verengt 
oder ſogar vollſtändig abgeſperrt werden können. Es iſt daher, abgeſehen von der Forderung 
hinreichenden Wärmeſchutzes der Leitungen und der Ausdehnungsgefäße, dafür zu ſorgen, 
daß die Sicherheitsleitungen bis zum Ausdehnungsgefäß überall genügend weit bemeſſen 
und daß — ſofern in die Vor- oder Rücklaufleitung oder in beide zwecks Ausſchaltung 
der Heizkeſſel von gemeinſam mit ihnen betriebenen Keſſeln Abſperrvorrichtungen eingebaut 
werden — Umgehungsleitungen von hinreichender Weite vorhanden ſind. Werden in 
dieſen wiederum Abſperrvorrichtungen angebracht, um die Ausſchaltung der einzelnen 
Keſſel zu ermöglichen, ſo ſind dieſe Abſperrvorrichtungen in der Weiſe auszubilden, daß 
bei ihrem Abſchluß eine offene Verbindung mit der Atmoſphäre hergeſtellt wird. 

Welche lichten Durchmeſſer für die zur Herſtellung der offenen Verbindungen von 
Heizkeſſeln mit der Atmoſphäre dienenden Rohre (Sicherheitsleitungen) in Berückſichtigung 
der bei Dampfzumiſchung zum Waſſer eintretenden erhöhten Strömungsgeſchwindigkeit 
und der Widerſtände durch Richtungsänderungen notwendig ſind, mußte durch beſondere 
Verſuche ermittelt werden. 

Dieſe Verſuche haben ergeben, daß Niederdruck⸗Warmwaſſerheizanlagen mit unmittel⸗ 
bar geheizten (mit feſten, flüſſigen oder gasförmigen Brennſtoffen gefeuerten) Keſſeln einer 
der beiden folgenden Ausführungen entſprechen müſſen: 


A. Ausführung mit Sicherheitsausdehnungsleitung, Umgehungsleitung und Wechſel⸗ 
g vorrichtungen. 

N 1. Der Heizkeſſel iſt mit dem Ausdehnungsgefäß durch eine nicht verſchließbare 
Sicherheitsrohrleitung zu verbinden, deren lichter Durchmeſſer an keiner Stelle geringer als 
(1) di = 14, H 036 
dark; die Sicherheitsleitung darf auch ganz oder teilweiſe als Vorlaufleitung benutzt 

werden. 
Hierin bedeuten 


di den lichten Rohrdurchmeſſer in mm, 
H die geſamte von den Verbrennungsgaſen beſpülte Keſſelheizfläche in qm. 
N 2. Sind Heizkeſſel im Vor⸗ oder Rücklauf oder in beiden Leitungen abſperrbar, ſo 
iſt um jede Abſperrvorrichtung eine Umgehungsleitung mit eingeſchalteter Wechſelvorrichtung 
(Ventil oder dergl.) ſo anzulegen, daß das Ausblaſen vom Keſſelraum aus leicht bemerkt 
werden kann, und daß Perſonen durch austretende Dampf- und Waſſergemiſche nicht 
gefährdet werden. Die Umgehungsleitungen ſollen nicht länger als 3 m, die Ausblaſe— 
rohre nicht länger als 15 m fein, anderenfalls find die nachſtehend angegebenen Licht— 
weiten zu vergrößern. Wird zwiſchen dem Keſſel und der Abſperrung im Vorlauf eine 
nicht verſchließbare Sicherheitsleitung, die in ihren Abmeſſungen der Formel (1) entſpricht, 
angebracht, ſo iſt die Umgehungsleitung nur im — abſperrbaren — Rücklauf erforderlich. 
3. Die lichten Durchmeſſer der Umgehungs- und der Ausblaſeleitung ſowie die ent⸗ 
ſprechenden Durchgangsquerſchnitte der Wechſelvorrichtungen dürfen nirgends geringer als 
(2) d, = 13,8 H 0405 
fein, worin de und H dieſelbe Bedeutung wie di und H in Formel (1) haben. 5 
4. Die Vorlaufſammelleitung iſt möglichſt hoch, tunlichſt nicht unter 500 mm über 
Keſſeloberkonte zu legen. N | 
5. Können bei beſtehenden Anlagen die Umgehungsleitungen der örtlichen Verhält⸗ 
niſſe halber (auch etwa nur für den Ruͤcklauf) nicht eingebaut werden, jo find alle Abſperr⸗ 
vorrichtungen am Keſſel zu entfernen. 
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6. Werden beſondere Gruppen- oder Strangabſperrungen außer den oder ſtatt der 
Abſperrungen am Keſſel eingebaut, ſo ſind auch dieſe mit Umgehungsleitungen, Wechſel⸗ 
vorrichtungen und Ausblaſerohren in den nach Formel (2) zu berechnenden Abmeſſungen 
zu verſehen, es ſei denn, daß ſo viele Stränge unabſperrbar bleiben, daß ihr Geſamtquer⸗ 
ſchnitt dem nach Formel (1) zu berechnenden freien Querſchnittt der Sicherheitsrohre 
mindeſtens gleichkommt. 


7. Die Formeln (1) und (2) ergeben folgende Werte: 
Formel (J), Sicherheitsausdehnungsleitungen. 


Keſſel bis 4 qm Heizfläche: d. = 25 mm, 
über, 4% OR 5 di = 84 
= = 10 = 15 * = di — 39 = 
E E 15 = 28 = 1 dı —ı 408 

28 . di = 57 
8 42 * 60 = = d. — 64 CR 


Formel (2), Umgehungs⸗Ausblaſeleitungen und die entſprechenden freien 
Querſchnitte der Wechſelvorrichtungen. 


Keſſel bis 4 qm Heizfläche: d. = 25 mm, 
ber 1! - di = BulEe 
3 x r 5 dz - 89 
Ul Ale 2 e 
- 18 - 5 — . 
. r . dh = 64 
. „ 34 42 . d ME 
- : 42 50 - de en 
z 50 602% - da 82 
. ee . d = 88 
e . dz - 94 
ee . db, le 


B. Ausführung mit Sicherheitsausdehnungs⸗ und mit Sicherheitsrücklaufleitung. 


1. Der Heizkeſſel iſt durch zwei unabſperrbare, miteinander nicht unmittelbar in 
Verbindung ſtehende Sicherheitsrohrleitungen von mindeſtens 25 mm lichtem Durchmeſſer 
mit dem Ausdehnungsgefäß zu verbinden. 


2. Der lichte Durchmeſſer der Sicherheitsausdehnungsleitung darf hierbei an keiner 
Stelle geringer ſein als: 


(8) de = 15 ＋ 20 f 
und der der Sicherheitsrücklaufleitung an keiner Stelle geringer als 
(4) d. = 15 T /10 H 


In den Gleichungen bedeuten dz und d. die lichten Rohrweiten in mm und H die geſamte 
von den- Verbrennungsgaſen beſpülte Keſſelheizfläche in qm. 


3. Überſteigt die Länge einer Leitung in der wagerechten Projektion gemeſſen das 
Maß von 20 m oder die Zahl der Richtungsänderungen die Zahl 8, ſo iſt die lichte Weite 
beider Sicherheitsleitungen auf das nächſtfolgende Handelsmaß zu erhöhen. 


4. Die tunlichſt von oben in das Ausdehnungsgefäß einzuführende Sicherheitsaus⸗ 
dehnungsleitung muß ebenſo wie die Entlüftungsleitung oberhalb des höchſten Waſſer⸗ 
ſpiegels einmünden, die Sicherheitsrücklaufleitung iſt am tiefſten Punkte des Ausdehnungs⸗ 
gefäßes anzuſchließen. Die Sicherheitsausdehnungsleitung iſt außerdem in den wagerechten 
Strecken mit reichlicher Steigung und mit Krümmungsradien von mindeſtens der dreifachen 
lichten Rohrweite zu verlegen. 


5. Die Sicherheitsausdehnungs⸗ und die Sicherheitsrücklaufleitung können ganz oder 
teilweiſe als Vor- und als Rücklaufleitung der Anlage benutzt werden und umgekehrt, ſofern 
ſie die vorſtehenden Bedingungen erfüllen. 
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6. Keſſelgruppen, die im Vor⸗ und im Rücklauf keine Einzelabſperrungen erhalten, ſind 
wie Einzelkeſſel von einer der Geſamtheizfläche der Keſſelgruppe entſprechenden Größe zu 
behandeln. Bei Einzelabſperrungen im Vorlauf können ſie mit einer gemeinſamen Sicher⸗ 
heitsrücklaufleitung, bei Einzelabſperrungen im Rücklauf mit einer gemeinſamen Sicher⸗ 
heitsaus dehnungsleitung verſehen werden. Mehrere Sicherheitsausdehnungs⸗ oder Sicherheits- 
rücklaufleitungen können auch in je eine, der in Frage kommenden geſamten Keſſelheizfläche 
entſprechende Sicherheitsleitung zuſammengefaßt werden. 

7. Die Formel (3) und (4) geben bei den nachſtehenden Keſſelgrößen folgende Werte 
für die Sicherheitsleitungen: 

Formel (3), Sicherheitsausdehnungsleitungen. 
Keſſel bis 8 qm Heizfläche: da = 25 mm, 
* - 20 = : d = 4 


a 


30 d = 39 
. ® 56 = K da — 49 * 
eh u 57 
. * 120 = * d — 64 


Formel (4), Sicherheitsrücklaufleitungen. 
Keſſel bis 10 qm Heizfläche: d. = 25 mm, 
* * 36 = 2 dı — 2 4 = 
= = = da — 39 * 
= 115 ⸗ = ar = ENTE 


C. Allgemeine Beſtimmungen (für beide Ausführungsarten geltend). 


1. Das Ausdehnungsgefäß iſt mit einem Deckel und einer unabſperrbaren Entlüftungs⸗ 
leitung zu verſehen. Die Entlüftungsleitung muß mindeſtens eine nach Formel (3) zu be⸗ 
meſſene lichte Weite haben. 


2. Ausdehnungsgefäß und Sicherheitsleitungen ſind durch Verkleidung gegen Ein⸗ 
Klee ſchützen, ſofern nicht die örtlichen Verhältniſſe die Gefahr des Einfrierens aus— 


3. Der Waſſerſtand in der Anlage iſt im Keſſelraum durch eine geeignete Vorrichtung 
erſichtlich zu machen, der Keſſel ſelbſt iſt mit einer Ablaßvorrichtung auszurüſten. 


4. Die Anlage iſt nach Fertigſtellung einer Druckprobe mit kaltem Waſſer zu unter⸗ 
werfen. Der Probedruck muß den im Keſſel vorhandenen ſtatiſchen Druck um 1'/, Atmo— 
ſphären überſteigen, er ſoll aber nicht mehr als 4½ Atmoſphären betragen. 


5. Der Einbau eines Thermometers iſt aus wärmewirtſchaftlichen Gründen zweckmäßig. 

Mittelbar (3. B. mit Abgaſen, Dampf, Waſſer oder Elektrizität) geheizte Warm- 
waſſerheizkeſſel ſind wie feuerbeheizte zu behandeln; dabei iſt folgendes zu beachten: Soweit 
die Temperatur des Heizmittels niedriger ift, als die dem ſtatiſchen Druck der Anlage ent⸗ 
ſprechende Verdampfungstemperatur, hat die lichte Weite der Sicherheitsausdehnungsleitung 
mindeſtens 25 mm zu betragen. Eine Sicherheitsrücklaufleitung iſt für dieſen Fall nicht 
erforderlich. Für alle übrigen Fälle iſt bei der Bemeſſung der Sicherheitsleitungen die 
Heizfläche in feuergeheizte umzuwerten. Die Wärmeabgabe der Heizfläche eines feuer⸗ 
geheizten Keſſels iſt dabei zu 10 000 WE/gm und Stunde zu Grunde zu legen. Die für die 
Bemeſſung der Sicherheitsleitungen maßgebende (gedachte) feuerbeheizte Heizfläche in qm 
ergibt ſich unter Zugrundelegung der Höchſtleiſtung des geſamten Wärmeaustauſchlörpers 
in WIE Std. zu 

He Höchſtleiſtung des Wärmeaustauſchkörpers 
u: 10 000 N 


Für dampfgeheizte Warmwaſſerkeſſel ſind die beſonderen Beſtimmungen des Erlaſſes über 
Ausrüſtung und Überwachung dampfgeheizter Warmwaſſerbereiter vom 22. Mai 1925 
(III. 1574/1. G. 821) zu beachten. 

‚Dieſe Sicherheitsvorſchriften für Niederdruck⸗Warmwaſſerheizanlagen gelten auch für 
Heizkeſſel zum Betriebe von Warmwaſſerbereitungsanlagen. 
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Soweit die Centralheizungs-Baufirmen im Verbande der Centralheizungs⸗Induſtrie 
zuſammengeſchloſſen ſind, haben ſie von vorſtehenden Erforderniſſen Kenntnis erhalten. Ob 
die Durchführung der Anforderungen durch einfache Bekanntmachung zu ſichern und dem⸗ 
gemäß im Einzelfalle durch polizeiliche Verfügung zu erzwingen oder allgemein durch Polizei— 
verordnung vorzuſchreiben iſt, überlaſſen wir Ihrem Ermeſſen. 

Die baupolizeiliche Abnahme der Rohrleitungen hat ſich auf die Feſtſtellung der Rohr⸗ 
weiten zu beſchränken, ſie iſt bei Gelegenheit der Gebrauchsabnahme des Baues oder der 
Feuerſtelle zu bewirken. 

Der Verband der Zentralheizungs⸗Induſtrie in Berlin W 9 hat ſich bereit erklärt, 
durch ſeine techniſchen Organe jede neu errichtete Anlage auf die Einhaltung dieſer Vor⸗ 
ſchriften prüfen zu laſſen und hierüber dem Beſitzer oder Erbauer der Anlage eine Beſcheini⸗ 
gung auszuſtellen, die als Nachweis für die Einhaltung der Vorſchriften gelten kann. 


Der Minifter Der Finanzminiſter. Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. J. A.: German für Volkswohlfahrt. 
J. A.: v. Meyeren. J. A.: Conze. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Verbandspräſidenten in Eſſen. 


RdErl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 15. Juni 1925 Nr. Wa 4763 u. II M 2288, betr. 
Amtsärztliche Unterſuchung von Kraftfahrzeugführern. 


Nach der durch RdErl. v. 8. März 1921 — M. d. ö. A. III B 12. 102 b, M. d. J. 
IId 840 (MER. S. 79) mitgeteilten „Anleitung zur amtsärztlichen Unterſuchung und 
Begutachtung von Perſonen, die um Zulaſſung als Führer von Kraftwagen nachſuchen“ 
und dem dazugehörigen Muſter zum amtsärztlichen Gutachten ſoll in beſonderen Fällen 
die e für künſtliche Glieder oder die Prüfſtelle für Erſatzglieder gehort 
werden. Beide Stellen ſind inzwiſchen aufgelöſt worden; an deren Stelle ſind die ortho⸗ 
pädiſchen Verſorgungsſtellen in Berlin SW 68 (Alexandrinenſtr. 12/13), Frankfurt a. O., 
Bres lau, Gleiwitz, Caſſel, Frankfurt a. M, Aachen, Barmen, Coblenz, Düſſel⸗ 
dorf, Zweigſtelle Eſſen, Cöln, Dresden, Leipzig, Zwickau, Altona, Braunſchweig, Bremen, 
Hannover, Freiburg, Karlsruhe, Allenſtein, Königsberg i. Pr., Magdeburg, Halle, Erfurt, 
Bielefeld, Dortmund, Gelſenkirchen, Münſter i W., München, Stettin, Köslin, Roſtock, 
Stuttgart, Kaiſerslautern, Nürnberg und Würzburg getreten. 

Die Aufgaben der Beſchaffungsſtelle für künſtliche Glieder und der Prüfſtelle für 


Erſatzglieder find aber nur inſoweit auf die orthapädiſchen Verſorgungsſtellen über⸗ 
gegangen, als ſie der orthopädiſchen Verſorgung der Kriegsbeſchädigten im Rahmen des 
Reichsverſorgungsgeſetzes dienten. Die orthopädiſchen Verſorgungsſtellen kommen daher 
lediglich für Unterſuchungen im Auftrage von Reichsbehörden und für deren amtliche 
Zwecke in Frage; Unterſuchungen für private Zwecke können dort nicht vorgenommen 
werden. Das gleiche gilt auch für Kriegsverletzte, die für private Zwecke der Begutachtung 
durch einen Orthopäden bedürfen. In allen Fällen, in denen hiernach eine Inanſpruch⸗ 
nahme der orthopädiſchen Verſorgungsſtellen nicht zuläſſig iſt, wäre künftig auf etwa vor⸗ 
handene Landeseinrichtungen (orthopädiſche Kliniken) oder geeignete orthopädiſche Fachärzte 
zurückzugreifen. 

Aus dieſem Anlaß iſt der vorletzte Satz der eingangs genannten Anleitung zur amts— 
ärztlichen Unterſuchung wie folgt zu ändern: 

In dieſen Fällen iſt dem Arzte der Nachweis der Fähigkeit zur Führung eines 
beſtimmten einzelnen Wagens durch das Zeugnis eines für die Prüfung von Kraftfahrzeug⸗ 
führern amtlich anerkannten Sachverſtändigen, erforderlichenfalls nach Anhören einer orthd⸗ 
pädiſchen Verſorgungsſtelle, orthopädiſchen Klinik oder dergleichen oder eines orthopädiſchen 
Facharztes, zu erbringen; die hierdurch entſtehenden Koſten fallen dem Bewerber zur Laſt. 
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Ebenſo enthält Nr. 2 Abſ. 2 des Muſters zur amtsärztlichen Begutachtung folgende 
Faſſung: 

Iſt eine Prüfung des Unterſuchten durch einen für die Prüfung von Kraftfahrzeug⸗ 
führern amtlich anerkannten Sachverſtändigen oder die Anhörung einer orthopädiſchen 
Verſorgungsſtelle, orthopädiſchen Klinik oder dergleichen oder eines orthopädiſchen Fach⸗ 
arztes notwendig, bevor ein uſw. wie bisher. 


An die Regierungspräſidenten und den Polizeipräſidenten in Berlin. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Berufsſchulen. 
Erl. d. M. f. 5. vom 9. Juni 1925 Nr. IV 8420, betr. außerordentliche Prüfung für 
Gewerbelehrer. a 


In dem Erlaß vom 16. Auguſt 1924 (HMBl. S. 252) habe ich mir vorbehalten, 
den Zeitpunkt für eine ausnahmsweiſe noch einmal abzuhaltende ſogenannte außerordentliche 
Prüfung für Gewerbelehrer zu beſtimmen. Ich beabſichtige nunmehr dieſe Prüfung als 
letzte außerordentliche Prüfung für Gewerbelehrer im November d. Is. abhalten zu laſſen. 

Ich erſuche, ſogleich eine Liſte aller Lehrperſonen, die für dieſe Prüfung in Frage 
kommen, aufſtellen zu laſſen und mir unter Beifügung aller nach dem Erlaß vom 7. Mai 1916 
(HMBl. S. 149) vorgeſchriebenen Unterlagen bis ſpäteſtens zum 1. September d. 38. ein⸗ 
zureichen. Die im § 5 Ziff. 4 der Prüfungsordnung vorgeſehene Beſcheinigung iſt, ſoweit 
das beſetzte Gebiet in Frage kommt, in Anlehnung an den durch den Runderlaß vom 
21. Juni 1923 (HM Bl. S. 251) vorgeſchriebenen Wortlaut (ſtatt 1924 „1926“) auszuſtellen. 
Bet den Bewerbern aus dem unbeſetzten Gebiet iſt im 2. Satz der Beſcheinigung an Stelle 
des vorgeſehenen Termins zu ſetzen: „und nach Aufhebung der preußiſchen Perſonalabbau⸗ 
verordnung.“ 

Zugelaſſen werden nur ſolche Bewerber, die reſtlos die gegebenen Beſtimmungen 
erfüllen. An Stelle der „mindeſtens fünſjährigen nebenamtlichen Unterrichtstätigkeit“ kann 
auch eine „mindeſtens dreijährige hauptamtliche Tätigkeit“ treten. Ferner muß eine praktiſche 
gewerbliche Tätigkeit ausgeübt ſein, die den Zulafſungsbeſtimmungen zum Eintritt in das 
ſtaatliche Gewerbelehrerſeminar entſpricht (vgl. Erlaß vom 12. Juli v. Is. [HM Bl. S. 231). 


SA don Sesfeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


Pädagogiſche Woche. 


N Das Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht in Berlin W 35 veranſtaltet in 
Gemeinſchaft mit dem Stadtrat Nürnberg und mit dem Landesverband Bayern des Deutſchen 
Vereins für werktätige Erziehung vom 12. bis 18. Juli d. J. in Nürnberg eine Päda⸗ 
gogiſche Woche, auf der durch Vorträge und Ausſtellungen gezeigt werden ſoll, wie die 
Werkarbeit der Jugend für den Unterricht und den Schulbedarf in den allgemeinbildenden 
Schulen und in den Berufsſchulen nutzbar gemacht werden kann. Mit der Tagung werden 
Führungen durch Schüler⸗ und Lehrwerkſtätten und induſtrielle Werke, durch die Stadt, 
das Germaniſche Muſeum, ſowie ein Ausflug nach Rothenburg a. T. verbunden. 


Die Tagesordnung iſt unmittelbar vom Zentralinſtitut anzufordern. 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtlich e 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der Jahresberichte der Preußiſchen Gewerbeauf⸗ 
ſichtsbeamten und Bergbehörden für 1923/24, iſt fertiggeſtellt. In den Jahres⸗ 
berichten ſind insbeſondere folgende Angelegenheiten beſprochen worden: 

Die Durchführung der Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923 und 
die mit ihr gemachten Erfahrungen; die Frau in der Betriebs vertretung; die Sicherung des 
Nachwuchſes an Lehrlingen in Fabriken und Handwerksbetrieben; Unfälle an Schmirgel⸗ 
ſcheiben⸗⸗Steinen) und ihre Verhütung; Gefahren bei der Herſtellung und Verarbeitung 
von Zellhorn (Zelluloid); Arbeits⸗ und Geſundheitsverhältniſſe in den Säure herſtellenden 
und verarbeitenden Betrieben. 

Ein buchhändleriſcher Vertrieb des Werkes findet nicht ſtatt. Beſtellungen auf das 
Werk ſind an das Miniſterium für Handel und Gewerbe, Berlin WO, Leipziger Str. 2 
zu richten. Der Preis des 47 Druckbogen umfaſſenden Werkes beträgt für Inländer für 
den gehefteten Abdruck 9 RM und für den gebundenen Abdruck 10 RK. Seine Lieferung 
erfolgt gegen Nachnahme des Preiſes und der Portokoſten. Bei der Beſtellung iſt anzu 
geben, ob geheftete oder gebundene Abdrucke des Werkes gewünſcht werden. 
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